
 

 

 

 
 

 
    
    

  
    

  
     

 

 
 

 

 
      

 

   

  
 

  

 
 

 

    
   

 
  

 
 

 
 

  

   
 

    

 

 

 
 

  

 
  

   

    
  

  
   

   
 

  

   

  

     
 

  

 
 

  

 
  

 

   
  

  

  

  

  
 

 
 

 

 
 

      
 

  

Die folgende Regelung berücksichtigt gegenüber der gedruckten Ausgabe der BASS (Stichtag 1. 7. 2012) die Verordnung. vom 21. Januar 2013 (ABl. 
NRW. 3/13 S. 134). 

Die Verordnung wurde gegenüber der letzten BASS  geändert. 

10 – 32 Nr. 44 
Verordnung


über
 
beamtenrechtliche und disziplinarrechtliche


Zuständigkeiten

im Geschäftsbereich
 

des für den Schulbereich zuständigen Ministeriums1)
 

Vom 17. April 1994

zuletzt geändert durch Verordnung vom 21. Januar 2013

(SGV. NRW. 2030) 

Aufgrund des § 3 Abs. 3 und des § 180 Satz 2 des Landesbeamtengeset-
zes (LBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV.
NRW. S. 234), zuletzt geändert durch Gesetz vom 6. Juli 1993 (GV. NRW.
S. 468)2), des § 126 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 des Beamtenrechtsrahmengeset-
zes (BRRG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 1985
(BGBl. I S. 462), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 1993
(BGBl. I S. 2136)3), sowie des § 3 Abs. 1 der Verordnung über die Ernen-
nung, Entlassung und Zurruhesetzung der Beamten und Richter des Lan-
des Nordrhein-Westfalen vom 27. Juni 1978 (GV. NRW. S. 286), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 30. November 1993 (GV. NW. S. 
990)4)sowie der §§ 17 Absatz 5 Satz 2, 32 Absatz 2 Satz 2, 76 Absatz 5
und 81 Satz 2 des Landesdisziplinargesetzes (LDG NRW) vom 16. No-
vember 2004 (GV. NRW. S. 624), geändert durch Artikel 9 des Gesetzes
vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224)5), wird für den Geschäftsbereich 
des für den Schulbereich zuständigen Ministeriums verordnet: 

§ 1
Allgemeines

(1) Dienstvorgesetzte Stelle und als solche zuständig für beamtenrechtli-
che Entscheidungen über die persönlichen Angelegenheiten der ihm nach-
geordneten Beamtinnen und Beamten ist die Leiterin oder der Leiter der
Behörde oder Einrichtung, bei der die Beamtin oder der Beamte ein Amt
bekleidet. Das gilt entsprechend für Beamtinnen und Beamte ohne Amt. 
(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit nach Gesetz oder Verordnung eine andere
Stelle zuständig oder in den folgenden Absätzen oder den §§ 2 bis 4 etwas
anderes bestimmt ist. 
(3) Dienstvorgesetzte Stellen der 
1.	 Leiterinnen und Leiter von Dienststellen und Einrichtungen im 

Geschäftsbereich des für den Schulbereich zuständigen Ministeri-
ums, die den Bezirksregierungen nachgeordnet sind, 
sind die Bezirksregierungen, 

2.	 Schulaufsichtsbeamtinnen und -beamten bei den Schulämtern 
sind die Bezirksregierungen, 

3.	 an den Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung tätigen Beam-
tinnen und Beamten und der Beamtinnen und Beamten im Vorberei-
tungsdienst für ein Lehramt an öffentlichen Schulen 
sind die Bezirksregierungen, 

4.	 am Landesprüfungsamt für Erste Staatsprüfungen für Lehrämter an
Schulen tätigen Beamtinnen und Beamten
 
ist die Bezirksregierung Düsseldorf,
 

5.	 am Landesprüfungsamt für Zweite Staatsprüfungen für Lehrämter an
Schulen tätigen Beamtinnen und Beamten
 
ist die Bezirksregierung Arnsberg.
 

(4) Dienstvorgesetzte Stellen der Leiterinnen und Leiter sowie der Lehr-
kräfte an öffentlichen Schulen, für die die Schulämter die Dienstaufsicht 
ausüben, sind in folgenden Angelegenheiten, unbeschadet der Regelun-
gen in besonderen Rechtsvorschriften, die Schulämter: 
1.	 Abordnungen und Versetzungen innerhalb des Schulamtsbezirks 
2.	 Zusage der Umzugskostenvergütung bei einer den Umzug veranlas-

senden Maßnahme innerhalb des Schulamtsbezirks 
3.	 Anerkennung einer vorläufigen Wohnung (§ 11 BUKG) 
4.	 Bewilligung, Festsetzung und Zahlung von 

–	 Reisekosten 
–	 Umzugskosten 
–	 Trennungsentschädigung 

5.	 Entscheidungen über den Umfang von Pflichtstundenermäßigungen
(z. B. für Schwerbehinderte) 

6.	 Entscheidungen im Bereich des Mutterschutzes und der Elternzeit,
außer in den Fällen des Absatzes 7 Nr. 5. 

Im übrigen sind dienstvorgesetzte Stellen der Schulleiterinnen und Schul-
leiter sowie der Lehrkräfte an öffentlichen Schulen die oberen Schulauf-
sichtsbehörden. Ist eine Lehrkraft an mehreren, in verschiedenen Auf-
sichtsbezirken gelegenen Schulen tätig, so ist die Schulaufsichtsbehörde
zuständig, in deren Bezirk der überwiegende Teil der regelmäßigen Ar-
beitszeit abgeleistet wird; die zuständige Schulaufsichtsbehörde hat sich
mit der anderen Schulaufsichtsbehörde ins Benehmen zu setzen. 

(5) Die Aufgaben der dienstvorgesetzten Stelle der Lehrerinnen und Leh-
rer an öffentlichen Schulen werden unbeschadet entgegenstehender Re-
gelungen in den nachstehend aufgeführten Angelegenheiten ab dem 1.
August 2013 durch die Schulleiterinnen und Schulleiter wahrgenommen: 
1.	 Auswahl für die Berufung in das Beamtenverhältnis auf Probe, 
2.	 Entlassung auf eigenen Antrag, 
3.	 Anordnung, Genehmigung und Ablehnung von Dienstreisen im Inland

sowie in das angrenzende Ausland, 
4.	 Erteilung von einfachen Dienstzeugnissen gemäß § 93 Absatz 2

Satz 1 des Landesbeamtengesetzes über die Tätigkeit an der Schule, 
5.	 Anordnung und Genehmigung und Widerruf von Mehrarbeit und 
6.	 Genehmigung und Ablehnung von Sonderurlaub gemäß §§ 25, 26,

28, 29 und 33 Absatz 1 der Freistellungs- und Urlaubsverordnung. 
(6) Die oberen Schulaufsichtsbehörden werden ermächtigt, zu Beginn ei-
nes Schulhalbjahres über die in Absatz 5 genannten Zuständigkeiten hin-
aus folgende Zuständigkeiten auf eine Schulleiterin oder einen Schulleiter
zu übertragen, wenn dies schriftlich durch die Schulleiterin oder den Schul-
leiter im Einvernehmen mit der Schulkonferenz beantragt worden ist: 
1.	 Berufung in das Beamtenverhältnis auf Probe (Einstellung) und 
2.	 Verleihung der Eigenschaft einer Beamtin oder eines Beamten auf

Lebenszeit. 
(7) Dienstliche Beurteilungen gemäß § 93 Landesbeamtengesetz im Be-
reich öffentlicher Schulen erstellen 
1.	 in der Probezeit, vor einer Beurlaubung zum Auslandsschuldienst,

zur Wahrnehmung von Aufgaben der Entwicklungshilfe oder zu ver-
gleichbaren Aufgaben sowie vor einer Verwendung im Hochschul-
dienst sowie vor einer Übertragung des ersten Beförderungsamtes
einer Laufbahn (soweit kein Leitungsamt im Sinne des § 60 Abs. 1 
Schulgesetz) 
die Schulleiterinnen und Schulleiter, 

2.	 abgesehen von den in Nummer 1 geregelten Fällen im Bereich der
Schulen, für die die Schulämter die Dienstaufsicht ausüben,
 
die Schulämter,
 

3.	 abgesehen von den in den Nummern 1 und 2 geregelten Fällen 
die oberen Schulaufsichtsbehörden. 

(8) Entscheidungen im Bereich öffentlicher Schulen sowie an Zentren für 
schulpraktische Lehrerausbildung und Landesprüfungsämter über 
1.	 die Abnahme des Diensteids (§ 46 Landesbeamtengesetz), 
2.	 die Befreiung von Amtshandlungen (§ 47 Absatz 1 Landesbeamten-

gesetz), 
3.	 eine Aussagegenehmigung (§ 37 Absatz 3 Beamtenstatusgesetz), 
4.	 die Aufforderung zur Herausgabe amtlicher Unterlagen (§ 37 Absatz 6 

Beamtenstatusgesetz), 
5.	 die Dienstbefreiung zum Stillen (§ 3 der Freistellungs- und Urlaubs-

verordnung), 
treffen die Leiterinnen und die Leiter der Schulen, der Zentren für schul-
praktische Lehrerausbildung und der Landesprüfungsämter, die insoweit
als von den dienstvorgesetzten Stellen allgemein ermächtigt gelten. 
Die zuständige Schulaufsichtsbehörde kann durch generelle Verfügung
Schulleiterinnen oder Schulleiter ermächtigen, Lehrkräfte innerhalb dersel-
ben Schulform (kapitelintern) abzuordnen, soweit die Abordnung aufgrund
ihrer Dauer nicht der Mitbestimmung des Personalrates nach dem Landes-
personalvertretungsgesetz unterliegt. Sofern zwischen den Schulleiterin-
nen oder Schulleitern der aufnehmenden und der abgebenden Schule kei-
ne einvernehmliche Entscheidung erreicht wird, entscheidet die zuständi-
ge Schulaufsichtsbehörde. 
Im Übrigen kann die zuständige Schulaufsichtsbehörde die Schulleiterin
oder den Schulleiter ermächtigen, Sonderurlaub bis zu fünf Tagen zu
erteilen6). 
(9) Entscheidungen über Dienstaufsichtsbeschwerden bei den Landesprü-
fungsämtern für Lehrämter an Schulen trifft 
1.	 beim Landesprüfungsamt für Erste Staatsprüfungen für Lehrämter an

Schulen bei Beschwerden gegen den Leiter oder die Leiterin, deren
Stellvertreterin oder deren Stellvertreter sowie die Geschäftsstellen-
leiterinnen oder Geschäftsstellenleiter 
die Bezirksregierung Düsseldorf 

2.	 beim Landesprüfungsamt für Zweite Staatsprüfungen für Lehrämter
an Schulen bei Beschwerden gegen den Leiter oder die Leiterin,
deren Stellvertreterin oder deren Stellvertreter sowie die Geschäfts-
führerinnen/Geschäftsführer 
die Bezirksregierung Arnsberg 

3.	 bei Beschwerden gegen die übrigen Beschäftigten die Leiterin oder
der Leiter des jeweiligen Landesprüfungsamts. 

(10) Die für die Dienstaufsicht zuständige Schulaufsichtsbehörde berät
und unterstützt die Schulleiterinnen und Schulleiter bei der Wahrnehmung
der Aufgaben der dienstvorgesetzten Stelle. 

BASS (Stand: 1. 4. 2013)
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§ 2
Beamtenverhältnis 

(1) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung, Entlassung und Verset-
zung in den Ruhestand wird übertragen für die Verwaltungsbeamtinnen
und -beamten, denen ein Amt der Besoldungsgruppe A 1 bis A 13 (geho-
bener Dienst) verliehen ist oder wird, und für die entsprechenden Verwal-
tungsbeamtinnen und -beamten ohne Amt bei 
1.	 den Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung 

auf die Bezirksregierungen, 
2.	 der Staatlichen Zentralstelle für Fernunterricht 

auf die Staatliche Zentralstelle für Fernunterricht, 
3.	 den Landesprüfungsämtern für Lehrämter an Schulen 

auf die Bezirksregierungen, 
4.	 den staatlichen Sondervermögen 

auf die Bezirksregierungen, 
5.	 den übrigen den Bezirksregierungen nachgeordneten Dienststellen

und Einrichtungen im Geschäftsbereich des für den Schulbereich 
zuständigen Ministeriums 
auf die Bezirksregierungen. 

Für schulfachliche Schulaufsichtsbeamtinnen und -beamte bei den Be-
zirksregierungen wird die Befugnis zur Ernennung, Entlassung und Verset-
zung in den Ruhestand  bis einschließlich der Besoldungsgruppe A15 auf
die Bezirksregierung übertragen. Die Entscheidung über einen Einsatz von
Beamtinnen und Beamte in der schulfachlichen Schulaufsicht trifft das für 
den Schulbereich zuständige Ministerium. 
(2) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung, Entlassung und Verset-
zung in den Ruhestand wird im Einvernehmen mit dem Innenministerium
und dem Finanzministerium übertragen 
für die Beamtinnen und Beamten im Vorbereitungsdienst für ein Lehramt
an Schulen, für Lehrkräfte an Schulen, für die Fachleiterinnen und Fachlei-
ter an Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung und in der Lehrerfort-
bildung, für die Schulpsychologinnen und Schulpsychologen, für die Leite-
rinnen und Leiter von Schulen und Zentren für schulpraktische Lehreraus-
bildung sowie für die entsprechenden Beamtinnen und Beamten ohne Amt 
auf die Bezirksregierungen, 
(3) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung und Entlassung wird im
Rahmen der durch § 1 Abs. 5 und 6 übertragenen Aufgaben einer dienst-
vorgesetzten Stelle im Einvernehmen mit dem Innenministerium und dem
Finanzministerium auf die Schulleiterinnen und Schulleiter übertragen. 
(4) Die in den Absätzen 1 bis 3 übertragenen Befugnisse werden im Na-
men der Landesregierung ausgeübt. 
(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Erklärung des Einver-
ständnisses zu einer Versetzung in den Landesdienst sowie für die Verset-
zung zu einem anderen Dienstherrn. 

§ 3
Nebentätigkeit

Die Befugnis, von einer Beamtin oder einem Beamten die Übernahme
oder Fortführung einer Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst zu verlangen,
und die Befugnis zur Genehmigung von Nebentätigkeiten wird übertragen 
1.	 den für die Ernennung, Entlassung und Zurruhesetzung zuständigen

Stellen, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, 
2.	 für Leiterinnen und Leiter sowie Lehrkräfte an Schulen, für die die 

Schulämter die Dienstaufsicht ausüben,
 
den Schulämtern,
 

3.	 für die bei den Bezirksregierungen beschäftigten schulfachlichen 
Schulaufsichtsbeamtinnen und -beamten sowie die im Landesdienst 
stehenden Beamtinnen und Beamten der den Bezirksregierungen
nachgeordneten Dienststellen und Einrichtungen im Geschäftsbe-
reich des für den Schulbereich zuständigen Ministeriums 
den Bezirksregierungen, 

4.	 für die bei der Staatlichen Zentralstelle für Fernunterricht beschäftig-
ten Beamtinnen und Beamten der Staatlichen Zentralstelle für Fern-
unterricht, 

5.	 für die bei den Landesprüfungsämtern beschäftigten Beamtinnen und
Beamten den Landesprüfungsämtern. 

§ 4
Disziplinarverfahren

(1) Zu dienstvorgesetzten Stellen gemäß § 17 Absatz 5 Satz 2 Landesdis-
ziplinargesetz werden bestimmt, soweit sich dies nicht bereits aus § 17 Ab-
satz 5 Satz 1 Landesdisziplinargesetz ergibt, die Leiterin oder der Leiter 
1.	 der Bezirksregierungen 

für die ihrer Dienstaufsicht unterstehenden Beamtinnen und Beamten 
und für die bei den Bezirksregierungen tätigen Beamtinnen und Beam-
ten im Geschäftsbereich des Ministeriums; 

2.	 der Zentralstelle für Fernunterricht 
für die dort tätigen Beamtinnen und Beamten im Geschäftsbereich des
Ministeriums. 

(2) Die Befugnis zur Festsetzung der Kürzung der Dienstbezüge gemäß
§ 32 Absatz 2 Landesdisziplinargesetz sowie die Befugnis zur Erhebung
der Disziplinarklage nach § 32 Absatz 3 Landesdisziplinargesetz wird ge-
mäß § 32 Absatz 2 Satz 2 Landesdisziplinargesetz den in Absatz 1 ge-
nannten dienstvorgesetzten Stellen übertragen, soweit sich die Befugnis
nicht bereits aus § 32 Absatz 2 Satz 1 Landesdisziplinargesetz ergibt. 

(3) Die gerichtliche Vertretung des Dienstherrn bei Klagen, die ihren Ur-
sprung im Landesdisziplinargesetz haben, richtet sich nach § 5 Absatz 2. 
(4) Die Befugnisse der obersten Dienstbehörde aus § 76 Absatz 3 Halb-
satz 2 und Absatz 4 Satz 4 Landesdisziplinargesetz werden gemäß § 76
Absatz 5 Landesdisziplinargesetz den dienstvorgesetzten Stellen gemäß
§ 17 Absatz 5 Satz 1 Landesdisziplinargesetz sowie den gemäß § 17 Ab-
satz 5 Satz 2 Landesdisziplinargesetz bestimmten dienstvorgesetzten
Stellen im Geschäftsbereich des Ministeriums übertragen. 
(5) Die Ausübung der Disziplinarbefugnisse bei Ruhestandsbeamtinnen
und Ruhestandsbeamten wird gemäß § 81 Satz 2 Landesdisziplinargesetz
auf die vor Beginn des Ruhestandes zuletzt zuständige dienstvorgesetzte
Stelle gemäß § 17 Absatz 5 Satz 1 Landesdisziplinargesetz und die gemäß
§ 17 Absatz 5 Satz 2 Landesdisziplinargesetz bestimmte Stelle im Ge-
schäftsbereich des Ministeriums übertragen. 
(6) Für die gemäß § 82 Landesdisziplinargesetz fortzuführenden Diszipli-
narverfahren gelten die Zuständigkeitsregelungen nach dem bis zum 31.
Dezember 2004 geltenden Recht. 

§ 5

Klagen aus dem Beamtenverhältnis


(1) Die Befugnis, im Vorverfahren zu Klagen aus dem Beamtenverhältnis

über den Widerspruch zu entscheiden, wird übertragen auf
 
die Bezirksregierungen,
 
das Landesamt für Besoldung und Versorgung,
 
die Staatliche Zentralstelle für Fernunterricht,
 
soweit sie oder eine der ihnen nachgeordneten Behörden den mit dem Wi-
derspruch angefochtenen Verwaltungsakt erlassen oder die Handlung vor-
genommen haben, gegen die sich der Widerspruch richtet7).
 
(2) Die Befugnis, das Land bei Klagen aus dem Beamtenverhältnis vor den
Gerichten der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit zu vertreten, wird
auf die in Absatz 1 genannten Behörden und Einrichtungen übertragen,
soweit sie oder eine der ihr nachgeordneten Behörden oder Einrichtungen
den angefochtenen Verwaltungsakt erlassen oder die Handlung vorge-
nommen haben, gegen die sich die Klage richtet. Die Vertretung des Lan-
des bei Klagen von Schulleiterinnen und Schulleitern sowie von Lehrkräf-
ten an öffentlichen Schulen erfolgt durch die jeweils zuständige obere
Schulaufsichtsbehörde. 

§ 6

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen


(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. § 1 Ab-
sätze 5 und 6 treten am 1. August 2013 in Kraft. 
(2) Die Übertragung der in § 1 Absatz 5 genannten Zuständigkeiten auf
Schulleiterinnen und Schulleiter der Grundschulen erfolgt zum 1. August
2015. 
(3) In Auflösung befindliche Schulen sind von der Übertragung der in § 1
Absatz 5 genannten Zuständigkeiten ausgenommen. 
(4) Die oberen Schulaufsichtsbehörden werden ermächtigt, zu Beginn ei-
nes Schulhalbjahres die in § 1 Absätze 5 und 6 genannten Zuständigkeiten
auf eine Schulleiterin oder einen Schulleiter einer Grundschule oder einer 
in Auflösung befindlichen Schule zu übertragen, wenn dies schriftlich 
durch die Schulleiterin oder den Schulleiter im Einvernehmen mit der 
Schulkonferenz beantragt worden ist. 
(5) Schulleiterinnen und Schulleiter von Schulen, die am Modellvorhaben
„Selbstständige Schule“ teilgenommen haben, und Schulleiterinnen und
Schulleiter, denen bereits Aufgaben der dienstvorgesetzten Stelle auf An-
trag übertragen worden sind, nehmen ab dem 1. August 2013 die in § 1 Ab-
satz 5 und Absatz 6 genannten Zuständigkeiten weiterhin wahr. Auf Antrag
im Einvernehmen mit der Schulkonferenz können die Schulleiterinnen und 
Schulleiter von den Aufgaben des § 1 Absatz 6 entbunden werden. 
1)
2) jetzt: Minsterium für Schule und Weiterbildung

Das LBG NRW ist mit Wirkung vom 1. April 2009 durch Gesetz zur Änderung dienst­
rechtlicher Vorschriften vom 21. April 2009 neu gefasst worden (GV. NRW. S. 224); jetzt 

3)
4)
5) 

§ 2 Abs. 3 und § 105 LBG NRW.
jetzt: § 105 LBG NRW
zuletzt geändert durch Verordnung vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 729)
zuletzt geändert mit Wirkung vom 1.Januar 2010 durch Gesetz vom 27. Oktober 2009 

6) (GV. NRW. S. 530)
vgl. RdErl. vom 28. 6. 1988 (BASS 21 – 05 Nr. 11)7) Das Widerspruchsverfahren ist durch das Bürokratieabbaugesetz II vom 9. Oktober 2007
(GV. NRW. S. 393) mit Wirkung vom 1. November 2007 bis 31. Oktober 2012 teilweise
abgeschafft worden. 

BASS (Stand: 1. 4. 2013)
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